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	ENTWURF EINES KÖNIGLICHEN DEKRETS ZUR REGELUNG DER NOTRUFE ÜBER DIE EINHEITLICHE NOTRUFNUMMER 112

	Art des Berichts
	Normal                                    Gekürzt    xx



	ZWECK DES VORSCHLAGS

	Zu regelnde Angelegenheit
		Mit diesem Königlichen Dekret wird Artikel 74 des Allgemeinen Telekommunikationsgesetzes 11/2022 vom 28. Juni 2022 umgesetzt.

Im Einklang mit der Strategie für einen digitalen Binnenmarkt von 2015 wird durch den Kodex – in einem einzigen Text – das Paket der Gemeinschaftsrichtlinien aus dem Jahr 2002 (geändert 2009) neu gefasst und aktualisiert: Richtlinie 2002/19/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. März 2002 über den Zugang zu elektronischen Kommunikationsnetzen und zugehörigen Einrichtungen sowie deren Zusammenschaltung (Zugangsrichtlinie), Richtlinie 2002/20/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. März 2002 über die Genehmigung elektronischer Kommunikationsnetze und -dienste (Genehmigungsrichtlinie), Richtlinie 2002/21/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. März 2002 über einen gemeinsamen Rechtsrahmen für elektronische Kommunikationsnetze und -dienste (Rahmenrichtlinie) und Richtlinie 2002/22/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. März 2002 über den Universaldienst und Nutzerrechte bei elektronischen Kommunikationsnetzen und -diensten (Universaldienstrichtlinie).
Der Kodex enthält keine Neufassung der Richtlinie 2002/58/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Juli 2002 über die Verarbeitung personenbezogener Daten und den Schutz der Privatsphäre in der elektronischen Kommunikation (Datenschutzrichtlinie für elektronische Kommunikation), da derzeit eine Verordnung zu diesem Thema ausgearbeitet wird, um die derzeit geltende Richtlinie zu aktualisieren und zu ersetzen. Dieses Gesetz erfasst jedoch die Bestimmungen dieser Richtlinie, die in Kraft bleiben. Dieses Gesetz behandelt auch andere Aspekte, die unter den allgemeinen Begriff der Telekommunikation fallen, und enthält daher neue Bestimmungen über Funkanlagen, die mit der Richtlinie 2014/53/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Bereitstellung von Funkanlagen auf dem Markt und zur Aufhebung der Richtlinie 1999/5/EG (Funkgeräterichtlinie) eingeführt wurden und durch das Königliche Dekret Nr. 188/2016 vom 6. Mai 2016 zur Annahme der Verordnung zur Festlegung der Anforderungen für das Inverkehrbringen, die Inbetriebnahme und die Nutzung von Funkanlagen sowie das Konformitätsbewertungsverfahren, die Marktüberwachung und das Sanktionssystem für Telekommunikationseinrichtungen, die gemäß Titel IV weiterhin in Kraft bleiben, in spanisches Recht umgesetzt wurden.
Darüber hinaus und obwohl diese Verordnungen im Interesse der Kohärenz und der Rechtssicherheit unmittelbar oder bereits in spanisches Recht umgesetzt wurden, enthält dieses allgemeine Sektorgesetz auch die wichtigsten Aspekte der Bestimmungen des Königlichen Dekrets 330/2016 vom 9. September 2016 über Maßnahmen zur Senkung der Kosten für den Aufbau von Hochgeschwindigkeitsnetzen für elektronische Kommunikationsnetze, mit dem die Richtlinie 2014/61/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 (im Folgenden „BBCost-Richtlinie“) umgesetzt wird, die ebenfalls als Durchführungsverordnung in Kraft bleibt; es enthält auch die Garantien zur Netzneutralität, die in der Verordnung 2015/2120 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2015 enthalten sind, über Maßnahmen zum Zugang zum offenen Internet und Endkundentarifplänen für die regulierte innergemeinschaftliche Kommunikation sowie zur Änderung der Richtlinie 2022/22/EG und der Verordnung (EU) Nr. 531/2012 über das Roaming in öffentlichen Mobilfunknetzen in der Union (TSM-Verordnung); es enthält noch bestimmte Aspekte der Richtlinie 2014/30/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die elektromagnetische Verträglichkeit und der Verordnung (EU) Nr. 531/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juni 2012 über das Roaming in öffentlichen Mobilfunknetzen in der Union.
Artikel 109 des Europäischen Kodex und damit auch dieses neue allgemeine Telekommunikationsgesetz regelt die Notrufe an die einheitliche europäische Nummer 112, die durch dieses Königliche Dekret umgesetzt wird.





	Ziele








































	
Hauptziel dieses Königlichen Dekrets ist die Umsetzung des Artikels 74 des allgemeinen Telekommunikationsgesetzes 11/2022 vom 28. Juni 2018, der Artikel 109 der Richtlinie (EU) 2018/1972 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 über den europäischen Kodex für die elektronische Kommunikation in spanisches Recht umgesetzt hat und die einheitliche europäische Notrufnummer 112 regelt.

Dieses Königliche Dekret soll:
a) die Aufrechterhaltung eines optimalen Zugangs zu Notrufdiensten sowie ihre Integrität und Kontinuität gewährleisten;
b) sicherstellen, dass die von diesem Gesetz betroffenen Netze, Anlagen und Geräte erfolgreich den Notrufdienst 112 mit Notrufen erreichen können;
c) die genauesten Standortinformationen für die Notrufe mit dem Notrufdienst 112 bereitstellen;
d) sicherstellen, dass Endnutzer mit Behinderung unter Bedingungen, die denen anderer Nutzer gleichwertig sind, auf den Notrufdienst 112 zugreifen können.

Eines der Hauptziele dieses Dekrets ist die Durchsetzung der AML-Anlage in Spanien, d. h. die Bereitstellung der Informationen zum Anruferstandort für die Notdienste auf der Grundlage des mobilen Endgeräts.
Diese Anlage, die Informationen zum Anruferstandort auf der Grundlage des mobilen Endgeräts liefert, ist in der Richtlinie zur Festlegung des Europäischen Kodex für die elektronische Kommunikation vorgesehen, deren Artikel 109 Absatz 6 besagt, dass die Informationen zum Anruferstandort netzgestützte Standortinformationen und, soweit verfügbar, vom Mobilgerät eingeholte Angaben zum Standort des Anrufers enthalten müssen.
Um diesen Absatz umzusetzen, legt Artikel 74 Absatz 2 des Allgemeinen Telekommunikationsgesetzes 11/2022 vom 28. Juni 2022 fest, dass die Betreiber den Behörden, die diese Mitteilungen erhalten, die im königlichen Dekret festgelegten Notfallinformationen über den Standort der Personen, die die Notkommunikation tätigen, unmittelbar nach dem Aufbau der Kommunikation übermitteln müssen. Die Erzeugung und Übertragung von Informationen zum Anruferstandort ist sowohl für den Anrufer als auch für die Behörden, die diese Notrufe erhalten, kostenlos, wenn die Notrufnummer 112 oder andere angegebene Notrufnummern verwendet werden.
Dieser Absatz räumt den Behörden die Befugnis ein, durch königliches Dekret Kriterien für die Richtigkeit und Zuverlässigkeit der Informationen über den Standort von Personen festzulegen, die Notrufe an Notdienste senden.
Mit diesem Königlichen Dekret wird die AML-Anlage in Spanien verwirklicht und die Hürden für ihre Umsetzung werden überwunden. Dazu haben die Behörden eine Arbeitsgruppe eingerichtet, die sich aus Personal des Ministeriums für Wirtschaft und digitale Transformation und des Innenministeriums, 112-Vertretern oder Managern und Betreibern zusammensetzt, die die technischen, wirtschaftlichen und rechtlichen Auswirkungen ihrer Nutzung analysiert haben und erfolgreich eine einzige Empfangsstelle für Informationen zum Standort eingerichtet haben, insbesondere im Innenministerium, die diese Informationen wiederum an 112-Notrufstellen weiterleitet.
Nach Angaben der Europäischen Kommission bieten derzeit 15 Mitgliedstaaten die AML-Anlage an. Mit diesem Dekret würde Spanien der Gruppe von Mitgliedstaaten beitreten, die bereits über die AML-Anlage verfügen.
Ein weiteres Ziel dieses Dekrets ist es, den gleichberechtigten Zugang zu Notdiensten für Menschen mit Behinderung durch 112 zu erreichen. In diesem Zusammenhang enthält das Königliche Dekret Bestimmungen, die sicherstellen sollen, dass Endnutzern mit Behinderung der Zugang zu Notdiensten zur Verfügung steht und denen anderer Endnutzer gleichwertig ist. Darüber hinaus stellt dieses Dekret sicher, dass Nutzer mit Behinderung aus anderen Mitgliedstaaten unter Bedingungen, die denen anderer Endnutzer gleichwertig sind, auf Notdienste zugreifen können. Darüber hinaus müssen die Endnutzer Informationen über die Barrierefreiheitsmerkmale von 112 erhalten.


	Wichtigste geprüfte Alternativen
	· Die Behörden schlossen eine Fortführung des Status quo aus, da nach der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2018/1972 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 über den Europäischen Kodex für die elektronische Kommunikation in spanisches Recht durch die Annahme des Allgemeinen Telekommunikationsgesetzes  11/2022 vom 28. Juni 2022 die in Artikel 74 Absätze 2 und 3 festgelegten Umsetzungsanforderungen sowie andere Aspekte desselben Artikels, die eine Umsetzung oder weitere Spezifikationen erfordern, erfüllt werden müssen.
· Der Europäische Kommunikationskodex in Bezug auf Anrufe ermöglicht die Beschränkung des Dienstes auf Sprachkommunikation und deren Äquivalent für Endnutzer mit Behinderung.
In Artikel 74 Absatz 2 des Allgemeinen Telekommunikationsgesetzes 11/2022 vom 28. Juni 2022 entschied sich Spanien nur für Sprachkommunikationsdienste (und deren Äquivalent für Nutzer mit Behinderung) und enthielt zunächst keine anderen Möglichkeiten zur Kommunikation mit Notdiensten, denn obwohl die Behörden diese Option in Betracht zogen, wurden sie zu diesem Zeitpunkt von den potenziellen technischen Schwierigkeiten für bestehende Notrufzentralen im gesamten spanischen Hoheitsgebiet davon abgeschreckt, diesen zusätzlichen Optionen Rechnung zu tragen. Um die Qualität der Dienstleistung zu gewährleisten, entschieden sie sich für diesen Ansatz.
Dieses Königliche Dekret hat diesen Ansatz übernommen, aber darüber hinaus bietet seine zweite Zusatzbestimmung – unter Berücksichtigung der raschen Entwicklung der nicht-sprachlichen elektronischen Kommunikationsdienste und der damit verbundenen Umgebungen sowie der Möglichkeit von unmittelbaren gesellschaftlichen Vorteilen aus dieser Entwicklung und diesen Fortschritten – die Möglichkeit für die spätere Einbeziehung oder Regulierung anderer nicht-sprachlicher Kommunikationsoptionen und -systeme durch Ministerialverordnung.


	INHALT, RECHTLICHE ANALYSE UND BESCHREIBUNG DES VERFAHRENS

	Art der Regelung
	Königliches Dekret

	Struktur der Verordnung
	Dieses Königliche Dekret besteht aus einer Präambel oder einem operativen Teil, 15 Artikeln, 3 Zusatzbestimmungen, 1 Aufhebungsbestimmung und 3 Schlussbestimmungen.

	Prozess:
	Gemäß Artikel 133 Absatz 1 des Gesetzes 39/2015 vom 1. Oktober 2015 über gemeinsame Verwaltungsverfahren in der öffentlichen Verwaltung wurde der Entwurf des Königlichen Dekrets vom 4. Februar 2020 bis zum 2. März 2020 für das öffentliche Konsultationsverfahren durch Veröffentlichung auf der Website des Ministeriums für Wirtschaft und digitale Transformation vorgelegt.

Gemäß Artikel 133 Absatz 2 des Gesetzes 39/2015 vom 1. Oktober 2015 über gemeinsame Verwaltungsverfahren in der öffentlichen Verwaltung ist der Text einer öffentlichen Konsultation zu unterziehen, die vom 29. Juli bis 15. September 2021 stattfand.

Darüber hinaus erfordern die Art der Befugnisse und der geregelte Sachverhalt ein besonderes Konsultations- und Teilnahmeverfahren für die Autonomen Gemeinschaften und Städte sowie ein Verfahren der vorherigen Notifizierung für die Europäische Union gemäß der Richtlinie (EU) 2015/1535 des Europäischen Parlaments und des Rates über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der technischen Vorschriften und der Vorschriften für die Dienste der Informationsgesellschaft.


	Zu sammelnde Berichte
	Folgende Berichte wurden gesammelt:

· Bericht des staatlichen juristischen Dienstes
· Bericht der Nationalen Kommission für Märkte und Wettbewerb (CNMC)
· Bericht des Amtes für Regulierungsqualität und -koordination des Ministeriums für Präsidentschaft, parlamentarische Beziehungen und demokratisches Erbe gemäß Artikel 26 Absatz 9 des Regierungsgesetzes 50/1997 vom 27. November 1997

Folgende Berichte sind zu sammeln:

· Berichte des Generaltechnischen Sekretariats des Ministeriums für Wirtschaft und digitale Transformation und des Generaltechnischen Sekretariats des Innenministeriums gemäß Artikel 26 Absatz 5 des Regierungsgesetzes 50/1997 vom 27. November 1997
· Bericht des Nationalen Behindertenrates
· Bericht der Nationalen Datenschutzbehörde

Schließlich muss die Stellungnahme des Staatsrates eingeholt werden.


	FOLGENABSCHÄTZUNG

	EINHALTUNG DER ZUSTÄNDIGKEITSVERTEILUNG
	Dieses Dekret wird unter der ausschließlichen Zuständigkeit des Staates für Telekommunikationsfragen gemäß Artikel 149 Absatz 1 Nummer 21 der Verfassung erlassen, der dem Staat ausschließliche Befugnisse für Telekommunikationsfragen einräumt, und gemäß Artikel 149 Absatz 1 Nummer 29 der Verfassung, der dem Staat ausschließliche Befugnisse in Fragen der öffentlichen Sicherheit einräumt.



	WIRTSCHAFTLICHE UND HAUSHALTSPOLITISCHE AUSWIRKUNGEN
	Allgemeine Auswirkungen auf die Wirtschaft
	Dieses Dekret bringt Kosten für die betroffenen Betreiber mit sich, da sie die Kosten für die Beschaffung und Bereitstellung von Informationen zum Standort decken müssen.
Da dies jedoch eine Verpflichtung zur Erreichung eines sozialen Ziels und die Verbesserung der Sicherheit und des Katastrophenschutzes sowohl für Einzelpersonen als auch für Unternehmen beinhaltet, werden die wirtschaftlichen Auswirkungen auf den Sektor nicht als erheblich angesehen und die immateriellen Vorteile aus der Erfüllung dieser sozialen Funktion für diese und andere Sektoren überwiegen die ersteren.


	
	Hinsichtlich des Wettbewerbs
	
 hat die Verordnung keine Auswirkungen auf den Wettbewerb.

 hat die Verordnung positive Auswirkungen auf den Wettbewerb.

 hat die Verordnung negative Auswirkungen auf den Wettbewerb.


	
	Hinsichtlich des Verwaltungsaufwands
	 verringert die Verordnung den Verwaltungsaufwand.

Geschätzte Quantifizierung:________________
 bringt die Verordnung neuen Verwaltungsaufwand mit sich.

 wirkt sich die Verordnung nicht auf den Verwaltungsaufwand für Unternehmen aus.


	
	Aus Sicht der Haushalte wird die Verordnung:
 sich auf die Staatshaushalte auswirken.

 die Staatshaushalte anderer regionaler Behörden beeinflussen.

 die Staatshaushalte anderer regionaler Behörden beeinflussen.


	 einen Aufwand nach sich ziehen.

 Einnahmen nach sich ziehen.



	GESCHLECHTSSPEZIFISCHE AUSWIRKUNGEN
	Die Verordnung hat geschlechtsspezifische Auswirkungen
	Negative 

Keine 

Positive 


	ANDERE BERÜCKSICHTIGTE AUSWIRKUNGEN.
	Auswirkungen auf Menschen mit Behinderung
Dieses Dekret wird sich positiv auf diese Gruppe auswirken, da es Bestimmungen enthält, die den gleichberechtigten Zugang zu Notdiensten für alle EU-Bürger gewährleisten sollen.

	SONSTIGE ERWÄGUNGEN.
	







I.- ERWÜNSCHTHEIT DES VORSCHLAGS
1) Hintergrund
· Gründe für den Vorschlag
Auf europäischer Ebene
Der jüngste von der Europäischen Kommission erstellte Umsetzungsbericht des Notrufs 112 zeigt eine Zunahme von 112-Notrufen auf EU-Ebene, die auf das Wachstum der Annahme und Verwendung dieser Nummer für Notfälle im Vergleich zu anderen Notrufnummern hindeutet. Darüber hinaus weist der Bericht auf erhebliche Verbesserungen bei der Genauigkeit der Informationen zum Notrufstandort dank der Einführung neuer Technologien hin, da die Zahl der Notrufe von Mobiltelefonen weiter zunimmt.
Artikel 109 der Richtlinie (EU) 2018/1972 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 über den Europäischen Kodex für die elektronische Kommunikation, der kürzlich in spanisches Recht umgesetzt wurde, regelt die Notrufe und die einheitliche europäische Notrufnummer. Die wichtigsten neuen Aspekte in diesem Zusammenhang sind: Verbesserungen der Angabe des Anruferstandorts unter Verwendung der vom Mobilgerät gewonnene Angaben zum Standort des Anrufers, gleicher Zugang zu Notrufe für Nutzer mit Behinderung und die Möglichkeit, verschiedene elektronische Kommunikationsdienste zu nutzen, sodass die Mitgliedstaaten diese auf Sprachkommunikation und deren Äquivalent für Endnutzer mit Behinderung beschränken können.
In diesem Zusammenhang ist anzumerken, dass eine Reihe von Ländern die im Vereinigten Königreich entwickelte AML-Notfallanlage oder -Technologie wegen ihres unbestreitbaren praktischen lebensrettenden Wertes nutzen.
AML stellt den geografischen Standort oder Standortinformationen über den Anrufer zur Verfügung, die wesentlich genauer sind als die von Netzwerken, wobei die Standortinformationen des mobilen Geräts oder Endgeräts verwendet werden, die mittels Satellitenpositionierung oder Wi-Fi-Netzwerken eingehen. Nach Angaben der EENA (European Emergency Number Association) ist AML bis zu 4.000 Mal genauer als der netzwerkbasierte Standort, da sie Informationen über den Standort des Anrufers innerhalb eines 50-Meter-Radius liefert, während ein Netzradius in ländlichen Gebieten mehrere Kilometer betragen kann.
Auf europäischer Ebene setzen nach Angaben der Europäischen Kommission mindestens 15 Mitgliedstaaten diese Technologie bereits ein (Belgien, Estland, Finnland, Irland, Litauen, Malta, Slowenien, das Vereinigte Königreich, Deutschland, Dänemark, Frankreich, Kroatien, Ungarn, Portugal und Schweden). Länder wie die USA, Neuseeland, Mexiko, die VAE und Norwegen haben sie ebenfalls implementiert.

Um diese neuen technologischen Fähigkeiten im öffentlichen Interesse anzuwenden, zielt dieses Königliche Dekret darauf ab, Artikel 74 „Notrufe und die einheitliche Notrufnummer 112“ des Allgemeinen Telekommunikationsgesetzes 11/2022 vom 28. Juni 2022 umzusetzen, um die Notrufe unter Verwendung der einheitlichen Notrufnummer 112 zu ergänzen und weiter zu regeln und bestimmte Aspekte der Notrufe unter Verwendung anderer Telefonnummern zu regeln. Anbieter öffentlich zugänglicher nummernbasierter interpersoneller Kommunikationsdienste, bei denen diese Dienste es den Endnutzern ermöglichen, Anrufe einer in einem nationalen oder internationalen Nummernplan enthaltenen Nummer zu tätigen, müssen Zugang zu Notdiensten gewähren, wobei diese Optionen auf Sprachkommunikation (und deren Äquivalent für Endnutzer mit Behinderung) beschränkt sind.
Außerdem muss der Zugang zum Dienst kostenlos sein, ohne dass ein Zahlungsmittel in Anspruch genommen werden muss.
In Bezug auf Notrufe, die die Nummer 112 verwenden, regelt dieses Dekret auch die Standortinformationen, die zur Verfügung gestellt werden müssen, sowie die Zeiten und die Parteien, zu denen sie zur Verfügung gestellt werden müssen. In diesem Zusammenhang enthält dieses Königliche Dekret die neue Anforderung, Informationen zum Anruferstandort über das Mobilgerät unter Verwendung der AML-Anlage (Advanced Mobile Location) bereitzustellen.
Dieses Königliche Dekret regelt auch die Kosten und die Übermittlung von Standortinformationen, indem es festlegt, dass die Informationen den Notdiensten und dem Endnutzer kostenlos zur Verfügung gestellt werden müssen.
Es enthält Bestimmungen zur Gewährleistung eines gleichberechtigten Zugangs zu Notdiensten für alle EU-Bürger, auch für Endnutzer mit Behinderung.
Dieses Dekret räumt den Endnutzern auch das Recht ein, angemessene Informationen über die Existenz und die Nutzung der Nummer 112 und deren Barrierefreiheitsmerkmale zu erhalten.
Es bietet auch die Möglichkeit, die Nummer 112 von privaten Netzwerken anzurufen.
Die erste Zusatzbestimmung regelt bestimmte Aspekte der Notrufe unter Verwendung anderer Telefonnummern.
Die zweite Zusatzbestimmung ermöglicht auch die nachträgliche Aufnahme oder Regulierung dieser anderen Optionen für Notrufe, die in einer Ministerialverordnung festgelegt werden können.
Zur Gewährleistung der Systemfunktionalität legt das Dekret eine Frist von 3 Monaten nach seinem Inkrafttreten fest, nach der es nicht gestattet ist, auf dem spanischen Markt Mobilgeräte mit interaktiver und multimedialer Rechenkapazität einzuführen, die keine effektive Nutzung der AML-Funktionalität ermöglichen.

Die Situation in Spanien
Der Zugang zum Notrufdienst 112 und die Bereitstellung von Informationen zum Anruferstandort sind in erster Linie im Königlichen Dekret 903/1997 vom 16. Juni 1997 über den Zugang zu Notrufdiensten über Telekommunikationsnetze unter der Telefonnummer 112 und in der Verordnung vom 14. Oktober 1999 über die Bedingungen für die Bereitstellung von Informationen, die für die Bereitstellung von Notrufdiensten unter der Nummer 112 relevant sind, geregelt. Es ist anzumerken, dass diese Rechtsvorschriften im Rahmen der Einführung der europäischen Notrufnummer 112 erlassen wurden.
Obwohl die Gültigkeit dieser Verordnungen allgemein durch Gesetze wie das allgemeine Telekommunikationsgesetz 9/2014 vom 9. Mai 2014 verlängert wurde, erfordert die Annahme des Europäischen Kodex für elektronische Kommunikation und seines aktuellen Umsetzungsgesetzes ,das allgemeine Telekommunikationsgesetz 11/2022 vom 28. Juni 2022, einerseits eine Anpassung dieser Verordnung an die aktuelle Situation und andererseits die Einführung der AML-Anlage in Spanien und die Schaffung eines gleichberechtigten Zugangs zu 112-Notdiensten für alle EU-Bürger, was notwendigerweise Bestimmungen erfordert, um sicherzustellen, dass der Zugang tatsächlich gleich ist.

· Identifizierung betroffener Gruppen
Eine betroffene Gruppe sind die Anbieter nummernbasierter interpersoneller Kommunikationsdienste, die über Sprachkommunikation (und deren Äquivalent für Nutzer mit Behinderung) Zugang zu Notdiensten gewähren müssen.
Darüber hinaus betrifft dieses Dekret die verschiedenen Behörden, die mit der Bereitstellung des Notrufdienstes 112 beauftragt sind.
Schließlich werden Einzelpersonen einen großen positiven Nutzen aus dem Dekret ziehen, und zwar in Form einer erhöhten Standortgenauigkeitsbestimmung von Mobilgeräten.
Nutzer mit Behinderung können über elektronische Kommunikation unter Bedingungen, die denen anderer Endnutzer gleichwertig sind, auf Notdienste zugreifen.

2) Ziele

Hauptziel dieses Königlichen Dekrets ist die Umsetzung des Artikels 74 des allgemeinen Telekommunikationsgesetzes 11/2022 vom 28. Juni 2018, der Artikel 109 der Richtlinie (EU) 2018/1972 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 über den europäischen Kodex für die elektronische Kommunikation in spanisches Recht umgesetzt hat und die einheitliche europäische Notrufnummer 112 regelt.
Eines der Hauptziele dieses Dekrets ist die Umsetzung der AML-Anlage in Spanien, d. h. ein System zur Bereitstellung von Notrufdiensten mit Informationen zum Anruferstandort auf der Grundlage des Endgeräts, definiert wie folgt: Advanced Mobile Location (AML): ein System, das über ein Mobilgerät Standortdienste aktiviert und den Standort an 112-Notrufdienste sendet, die vom Europäischen Institut für Telekommunikationsnormen (ETSI) in seinem Standard ETSI-TS-103-625 oder einem anderen gleichwertigen System festgelegt wurden.
Der Anruf von einem mobilen Gerät mit dem AML-System aktiviert Standortdienste, einschließlich GNSS (GPS, Galileo) und Wi-Fi, und sendet den genauen Standort an Notdienste. 
Diese Anlage liefert Informationen über den Breiten- und Längengrad der geografischen Position des Endgeräts und viel genauere Informationen zum Anruferstandort als netzwerkbasierte Einrichtungen. Darüber hinaus ist das Betriebssystem des mobilen Endgeräts bereits mit dieser Anlage ausgestattet, sodass der Benutzer keine Apps herunterladen oder zusätzliche Aktionen ausführen muss. Die AML-Anlage aktiviert sich automatisch, sie benötigt nicht einmal eine aktivierte SIM-Karte.
Diese Anlage, die Informationen zum Anruferstandort auf der Grundlage des mobilen Endgeräts liefert, ist in der Richtlinie zur Festlegung des Europäischen Kodex für die elektronische Kommunikation vorgesehen, deren Artikel 109 Absatz 6 besagt, dass die Informationen zum Anruferstandort netzgestützte Standortinformationen und, soweit verfügbar, vom Mobilgerät eingeholte Angaben zum Standort des Anrufers enthalten müssen.
Bisher wurden persönliche Standortinformationen mithilfe von Netzwerkstandortinformationen gewonnen, d. h. Informationen über die Zelle, aus der der Anruf stammt. Die Integration dieser AML-Anlage wird jedoch für Notdienste unerlässlich, da das Leben des Anrufers manchmal von der Genauigkeit der geografischen Positionsangabe abhängt. Aus diesem Grund haben 112-Anbieter betont, dass diese Anlage für die Verbesserung der Notfallmaßnahmen von entscheidender Bedeutung ist. Diese Anlage ergänzt die Informationen zum Anruferstandort, die mithilfe von Netzwerken erhalten werden.
Nach Angaben der Europäischen Kommission haben 15 Mitgliedstaaten die AML-Anlage eingesetzt (Belgien, Estland, Finnland, Irland, Litauen, Malta, Slowenien, das Vereinigte Königreich, Deutschland, Dänemark, Frankreich, Kroatien, Ungarn, Portugal und Schweden). Mit diesem Dekret würde Spanien der Gruppe von Mitgliedstaaten beitreten, die bereits über die AML-Anlage verfügen. Darüber hinaus nutzen verschiedene Nicht-EU-Länder die Anlage, wie die USA, Neuseeland, Mexiko, die VAE und Norwegen.
Mit diesem Dekret wird die AML-Anlage in Spanien Realität und die Hürden für ihre Umsetzung werden damit überwunden. Dazu haben die Behörden eine Arbeitsgruppe eingerichtet, die sich aus Personal des Ministeriums für Wirtschaft und digitale Transformation und des Innenministeriums, 112-Vertretern oder Managern und Betreibern zusammensetzt, die die technischen, wirtschaftlichen und rechtlichen Auswirkungen ihrer Nutzung analysiert haben und erfolgreich eine einzige Empfangsstelle für Informationen zum Standort eingerichtet haben, insbesondere im Innenministerium, die diese Informationen wiederum an 112-Notrufstellen weiterleitet.
Ein weiteres Ziel dieses Dekrets ist es, den gleichberechtigten Zugang zu Notdiensten für Menschen mit Behinderung durch 112 zu erreichen. Dazu enthält das Königliche Dekret Bestimmungen, die sicherstellen sollen, dass Endnutzern mit Behinderung der Zugang zu Notdiensten zur Verfügung steht und denen anderer Endnutzer gleichwertig ist. Darüber hinaus stellt dieses Dekret sicher, dass Nutzer mit Behinderung aus anderen Mitgliedstaaten unter Bedingungen, die denen anderer Endnutzer gleichwertig sind, auf Notdienste zugreifen können. Es heißt auch, dass die Endnutzer Informationen über die Barrierefreiheitsmerkmale von 112 erhalten.
Darüber hinaus ist darauf hinzuweisen, dass sich der Europäische Kodex für die elektronische Kommunikation auf Anrufe bezieht, die es ermöglichen, den Anwendungsbereich auf Sprachkommunikationsdienste und deren Äquivalent für Endnutzer mit Behinderung zu beschränken. Dieses Königliche Dekret hat sich nur für Sprachkommunikationsdienste (und deren Äquivalent für Nutzer mit Behinderung) entschieden, die auf andere Optionen für die Kommunikation mit Notdiensten verzichten, da die Notrufzentralen technische Schwierigkeiten haben, andere Optionen in Anspruch zu nehmen.

3) Grundsätze einer soliden Regulierung
Dieses Dekret entspricht den in Artikel 129 des Gesetzes 39/2015 vom 1. Oktober 2015 über gemeinsame Verwaltungsverfahren in der öffentlichen Verwaltung niedergelegten Grundsätzen für eine solide Regulierung, insbesondere den Grundsätzen:
· Notwendigkeit und Wirksamkeit – wie durch das öffentliche Interesse gerechtfertigt, durch den gleichberechtigten Zugang zu Notdiensten für alle EU-Bürger und die Einführung einer Anlage, die den Anruferstandort verbessert;
· Verhältnismäßigkeit – durch Festlegung von Bestimmungen, die unbedingt erforderlich sind, um ihre Ziele zu erreichen;
· Effizienz - durch Vermeidung vom unnötigen oder zusätzlichen Verwaltungsaufwand und die Straffung der Verwaltung öffentlicher Mittel bei ihrer Anwendung;
· Rechtssicherheit – da sie unter vorhersehbare Maßnahmen zur Entwicklung von 112-Notrufen fällt. Der Entwurf steht auch im Einklang mit den anderen Bestimmungen des nationalen und europäischen Rechts;
· Transparenz – da der Text des Entwurfs des Königlichen Dekrets nach seiner Annahme durch den Ministerrat schließlich im Amtsblatt veröffentlicht wird und das Dekret ein öffentliches Gesetz ist, das dem verfügbaren Rechtsweg unterliegt. Zu diesem Zweck hat er sowohl an der vorherigen Konsultation als auch an der öffentlichen Anhörung sowie an der Konsultations- und Beteiligungsphase für öffentliche und private Stellen und Einrichtungen, wie im Anhang bescheinigt, die größtmögliche Beteiligung der Öffentlichkeit erhalten.

4) Wichtigste geprüfte Alternativen
Die Behörden schlossen eine Fortführung des Status quo aus, da nach der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2018/1972 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 über den Europäischen Kodex für die elektronische Kommunikation durch Annahme des Allgemeinen Telekommunikationsgesetzes 11/2022 vom 28. Juni 2022 die in Artikel 74 Absätze 2 und 3 festgelegten Umsetzungsanforderungen erfüllt und die anderen in diesem Artikel genannten Fragen umgesetzt werden müssen.
Andererseits bezieht sich der Europäische Kodex für die elektronische Kommunikation auf Anrufe, was es den Mitgliedstaaten ermöglicht, den Anwendungsbereich auf Sprachkommunikationsdienste und deren Äquivalent für Endnutzer mit Behinderung zu beschränken. Artikel 74 des Allgemeinen Telekommunikationsgesetzes 11/2022 vom 28. Juni 2022 hat sich nur für Sprachkommunikationsdienste (und deren Äquivalent für Nutzer mit Behinderung) entschieden, da es aufgrund der technischen Schwierigkeiten für Notrufzentralen andere Optionen für die Kommunikation mit Notrufdiensten gibt. Infolgedessen verfolgt dieses Königliche Dekret gemäß Obigem diesen Ansatz, der auf Sprachkommunikation ausgerichtet ist, aber seine zweite Zusatzbestimmung ermöglicht die spätere Aufnahme oder Regulierung dieser anderen Optionen in einen Ministerialverordnung.


II. INHALT, RECHTLICHE ANALYSE UND BESCHREIBUNG DES VERFAHRENS
1) Inhalt
1.1Dieser Entwurf eines Königlichen Dekrets besteht aus einem operativen Teil, 15 Artikeln, 3 Zusatzbestimmungen, 1 Aufhebungsbestimmung und 3 Schlussbestimmungen.

Im Folgenden finden Sie eine Zusammenfassung jedes Artikels und jeder Bestimmung.

KAPITEL I. Allgemeine Bestimmungen
· Artikel 1. Ziel
Ziel dieses Artikels ist es, das Hauptziel, die Notrufe für den Zugang zu Notdiensten unter der einheitlichen europäischen Nummer 112 sowie deren Ziele zu regeln.

· Artikel 2. Geltungsbereich
Dieser Artikel legt die Arten von Betreibern fest, für die das Dekret gilt, d. h. diejenigen, die öffentlich zugängliche nummernbasierte interpersonelle Kommunikationsdienste anbieten.
Er regelt auch die Art der betroffenen Kommunikation sowie die Verantwortung der Hersteller mobiler Betriebssysteme, die Systemfunktionalität sicherzustellen.

· Artikel 3. Begriffsbestimmungen
Dieser Artikel definiert die wichtigsten Begriffe, die sich auf das jeweilige Thema beziehen.

KAPITEL II. Notrufdienst unter der einheitlichen europäischen Notrufnummer 112
· Artikel 4. Einrichtung des Notrufdienstes 112
Dieser Artikel legt die Bedingungen und Anforderungen für Endnutzer öffentlich zugänglicher nationaler oder internationaler nummernbasierter interpersoneller Kommunikationsdienste für den Zugriff auf den Notrufdienst 112 fest.

· Artikel 5. Anbieter des Notrufdienstes 112
In diesem Artikel heißt es, dass der Notrufdienst 112 von den Autonomen Gemeinschaften und den Städten Ceuta und Melilla bereitgestellt wird, die die entsprechenden Notrufzentralen einrichten und Anforderungen an ihren Betrieb festlegen.

· Artikel 6. 112-Notrufzentralen
Dieser Artikel legt fest, dass diese 112-Notrufzentralen und alle anderen öffentlich-rechtlichen Empfangsstellen, die zur Bereitstellung von Hilfe erforderlich wären, nicht Teil des Zugangs zum Notrufdienst unter der einheitlichen europäischen Nummer 112 sind und ihre Betriebsbedingungen von den Anbietern abhängen und bestimmte betriebliche Fragen behandeln.

· Artikel 7. Zugriff auf Verzeichnisinformationen
[bookmark: _Hlk105582760]Unter anderen Bestimmungen schreibt dieser Artikel vor, dass die Anbieter des Notrufdienstes 112 sowie die 112-Notrufzentralen auf das Verzeichnis für Informationen zugreifen können, die dem CNMC zur Verfügung stehen, ausschließlich für die Erfüllung ihrer Aufgaben, und regelt diesen Zugang.
· Artikel 8. Informationen über Existenz und Verwendung der einheitlichen europäischen Notrufnummer 112
Dieser Artikel stellt sicher, dass die Bürger geeignete Informationen über Existenz und Verwendung der einheitlichen europäischen Notrufnummer 112 und ihrer Barrierefreiheit erhalten.

KAPITEL III
Zugang zum Notrufdienst unter der einheitlichen europäischen Nummer 112
· Artikel 9. Zugang zum Notrufdienst 112 unter Verwendung der einheitlichen europäischen Nummer 112 über öffentlich zugängliche elektronische Kommunikationsnetze
Dieser Artikel beschreibt die in Artikel 2 Absatz 1 des Königlichen Dekrets genannte Verpflichtung der Betreiber, die Notrufe mit der einheitlichen europäischen Notrufnummer 112 an die entsprechende Notrufzentrale des Anbieters des Notrufdienstes 112 entsprechend dem geografischen Herkunftsgebiet des Anrufs zu leiten.

· [bookmark: _Hlk105583432]Artikel 10. Zugang zum 112-Notrufdienst unter Verwendung der einheitlichen europäischen Nummer 112 aus elektronischen Kommunikationsnetzen, die nicht öffentlich zugänglich sind, aber Anrufe in öffentlichen Netzen ermöglichen
Dieser Artikelsieht eine Ministerialverordnung vor, um diese Anforderung weiter umzusetzen.

· Artikel 11. Verpflichtungen der Betreiber im Zusammenhang mit den Notrufen unter der einheitlichen europäischen Notrufnummer 112
[bookmark: _Hlk105581911]Dies regelt die Verpflichtung der Betreiber, Anrufe an die einheitliche europäische Nummer 112 kostenlos zu leiten, ohne Anspruch auf Geldausgleich jeglicher Art, auch für Endnutzer nummerngebundener interpersoneller Kommunikationsdienste aus anderen Mitgliedstaaten, die in Spanien Roaming betreiben. Damit werden auch andere damit verbundene Verpflichtungen geregelt.

· Artikel 12. Verpflichtung der Betreiber zur Bereitstellung von Informationen über den Nutzerstandort unter der einheitlichen europäischen Notrufnummer 112
Dieser Artikel regelt die Verpflichtung der Betreiber, Informationen zum Anruferstandort sowohl aus dem Netz als auch vom Mobilfunkgerät unverzüglich bereitzustellen, auch in Bezug auf Endnutzer interpersoneller Kommunikationsdienste mit Nummern aus einem anderen Mitgliedstaat beim Roaming in Spanien.
Er regelt alle zusätzlichen Anforderungen, um die Identifizierung des Nutzerstandorts und die Bedingungen zu gewährleisten, unter denen dies durchgeführt werden muss, und legt die notwendigen Vorkehrungen für den Schutz personenbezogener Daten fest.

· Artikel 13. Transparenz in Bezug auf den Zugang zu Notrufen über die einheitliche europäische Notrufnummer 112 mit internationalem Roaming
Dieser Artikel legt fest, dass die Betreiber in ihrer Eigenschaft als Roaminganbieter sicherstellen müssen, dass ihre Roaming-Endnutzer ordnungsgemäß darüber informiert werden, wie sie in dem anderen Mitgliedstaat auf Notdienste zugreifen können, und dass sie die Instrumente zur Bereitstellung dieser Informationen auswählen müssen.

KAPITEL IV
Zugang zum Notrufdienst 112 für Endnutzer mit Behinderung

· Artikel 14. Zugang zum Notrufdienst 112 für Endnutzer mit Behinderung.
Das Dekret legt Anforderungen fest, um die Verfügbarkeit des Zugangs zu 112-Notrufdiensten für Endnutzer mit Behinderung und deren Gleichwertigkeit mit denen anderer Endnutzer zu gewährleisten.

· Artikel 15. Zugang zum Notrufdienst 112 für Endnutzer mit Behinderung aus anderen Mitgliedstaaten
Das Dekret sieht eine Ministerialverordnung für den Erlass geeigneter Maßnahmen vor, um sicherzustellen, dass Endnutzer mit Behinderung aus anderen Mitgliedstaaten in Spanien unter Bedingungen, die denen anderer Endnutzer gleichwertig sind, Zugang zu Notdiensten erhalten.

· Erste Zusatzbestimmung. Notrufe mit anderen Telefonnummern
Das Dekret regelt Aspekte der Notrufe, die über folgende Telefonnummern bereitgestellt werden:
a) 062 Guardia Civil [Zivilgarde];
b) 080 Lokale Feuerwehren;
c) 085 Provinzfeuerwehr;
d) 088 Autonome Polizei der Gemeinschaft;
e) 091 Nationalpolizei;
f) 092 Lokalpolizei;
g) 1006 Zivilschutz.

Es sieht auch eine Durchführungsordnung vor.
· Zweite Zusatzbestimmung. Zusätzliche nummernbasierte interpersonelle Kommunikationsdienste, die für die Notrufe geeignet sind
Das Dekret sieht eine Ministerialverordnung vor, um diese Dienstleistungen zu identifizieren.

· Dritte Zusatzbestimmung. Einführung auf dem spanischen Markt von Mobilgeräten, die eine effektive Nutzung der erweiterten mobilen Standortfunktion (AML) ermöglichen
Es wird ein Zeitraum von drei Monaten festgelegt, sodass ab diesem Zeitpunkt mobile Geräte mit interaktiven Computing- und Multimedia-Funktionen, die nicht erlauben, dass die fortgeschrittene AML-Funktion für mobile Standortinformationen vom Gerät selbst aus umgesetzt werden kann, auf dem spanischen Markt nicht eingeführt werden können.

· Einzige Aufhebungsbestimmung. Aufhebung von Verordnungen
Folgende Rechtsakte werden nun aufgehoben:
a) das Königliche Dekret 903/1997 vom 16. Juni 1997 über den Zugang zu Notrufdiensten über Telekommunikationsnetze unter der Telefonnummer 112;
b) die Verordnung vom 14. Oktober 1999 über die Bedingungen für die Bereitstellung von Informationen, die für die Bereitstellung eines Notrufdienstes unter der Nummer 112 relevant sind;
c) die Verordnung ITC/750/2010 vom 17. März 2010 zur Festlegung der Bedingungen für die Bereitstellung von Informationen zum Anruferstandort vom Kommunikationsdienst für die unter den Nummern 062 und 091 bereitgestellten Notrufdienste.
d) Darüber hinaus werden alle anderen Bestimmungen mit einem ähnlichen oder geringeren Gültigkeitsbereich, die den Bestimmungen dieses Königlichen Dekrets widersprechen, ebenfalls aufgehoben.

· Erste Schlussbestimmung. Zuweisung von Befugnissen

Nach dieser Bestimmung wird das Königliche Dekret gemäß Artikel 149 Absatz 1 Nummer 21 und Artikel 29 der spanischen Verfassung erlassen, die dem Staat ausschließliche Befugnisse in Fragen der Telekommunikation und der öffentlichen Sicherheit einräumen.

· Zweite Schlussbestimmung. Ermächtigung zur Umsetzung der Regelungen
Diese Bestimmung ermächtigt den Minister für Wirtschaft und digitale Transformation sowie den Innenminister, im Rahmen ihrer Aufgaben die notwendigen Bestimmungen zu erlassen, um dieses Königlichen Dekret zu erfüllen.

· Dritte Schlussbestimmung. Inkrafttreten
Nach dieser Bestimmung tritt das Königliche Dekret am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt in Kraft.



2) Rechtliche Analyse

2.1. Rechtsvorschriften der Gemeinschaft

Artikel 109 der Richtlinie (EU) 2018/1972 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 über den Europäischen Kodex für die elektronische Kommunikation regelt die Notrufe und die einheitliche europäische Notrufnummer.
Im Folgenden finden Sie eine Liste der Hauptaspekte des Kodex (es ist anzumerken, dass einige von ihnen nicht neu sind).
· Endnutzer von nummernbasierten interpersonellen Kommunikationsdiensten, einschließlich der Nutzer öffentlicher Münztelefone, können die Notrufnummer 112 kostenlos und ohne Zahlungsmittel nutzen.
· Unternehmen, die öffentlich zugängliche nummernbasierte interpersonelle Kommunikationsdienste anbieten, wenn diese Dienste es den Endnutzern ermöglichen, Anrufe an eine Nummer in einem nationalen oder internationalen Nummernplan zu starten, müssen den Zugang zu Notdiensten über Notrufe an die am besten geeignete öffentliche Sicherheitsansprechstelle gewähren.
· Der Zugang zu Notrufdiensten für Endnutzer mit Behinderung muss über Notrufe verfügbar sein und muss dem Zugang anderer Endnutzer gleichwertig sein, auch für Nutzer mit Behinderung, die aus einem anderen Mitgliedstaat einreisen.
· Standortinformationen über Personen, die Notdienste über die Notrufnummer 112 anrufen, müssen netzwerkbasiert sein und können durch die AML-Anlage ergänzt werden.
· Die Endnutzer müssen geeignete Informationen über Existenz und Verwendung der einheitlichen europäischen Notrufnummer 112 und ihrer Barrierefreiheit erhalten.


2.2. Nationale Rechtsvorschriften
Hauptziel dieses Königlichen Dekrets ist die Umsetzung des Artikels 74 des allgemeinen Telekommunikationsgesetzes 11/2022 vom 28. Juni 2018, der Artikel 109 der Richtlinie (EU) 2018/1972 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 über den europäischen Kodex für die elektronische Kommunikation in spanisches Recht umgesetzt hat und die einheitliche europäische Notrufnummer 112 regelt.
So bestimmt Artikel 74 Absatz 2 des Allgemeinen Telekommunikationsgesetzes 11/2022 vom 28. Juni 2022, dass die oben genannten Betreiber den Behörden, die diese Notrufe erhalten, die durch das Königliche Dekret angegebenen Informationen über den Standort der Personen, die die Notrufe tätigen, unmittelbar nach der Einrichtung der Kommunikation zur Verfügung stellen müssen. Die Erzeugung und Übertragung von Informationen zum Anruferstandort ist sowohl für den Anrufer als auch für die Behörden, die diese Notrufe erhalten, kostenlos, wenn die Notrufnummer 112 oder andere angegebene Notrufnummern verwendet werden.
Diese Anlage, die in diesem Königlichen Dekret geregelt ist, bietet die unten aufgeführten Nutzen.
· Der Benutzer muss keine zusätzlichen Aktionen ausführen, da die Anlage automatisch aktiviert wird.
· Für die Anlage sind zahlreiche Erfolgsfälle dokumentiert. Wie bereits erwähnt, setzen immer mehr Länder diese Technologie ein, da sie hervorragende Ergebnisse bei der Anruferlokalisierung liefert, was sich aus der derzeitigen Einführung in 15 EU-Mitgliedstaaten ergibt.
· Diese Anlage wird die Informationen aus den Netzen ergänzen – nicht ersetzen.

Seinerseits besagt Artikel 74 Absätze 3 bis 6 des Allgemeinen Telekommunikationsgesetzes 11/2022 vom 28. Juni 2022 Folgendes:
3. Für Endnutzer mit Behinderung muss der Zugang zu Notdiensten durch Notrufe dem für andere Endnutzer gewährten gleichwertig sein. Nach Anhörung des Nationalen Behindertenrates erlassen die Behörden ein Königliches Dekret mit angemessenen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass Endnutzer mit Behinderung, die in andere EU-Mitgliedstaaten umziehen, Zugang zu Notdiensten unter Bedingungen haben, die denen anderer Endnutzer gleichwertig sind, und, soweit möglich, ohne vorherige Registrierung. Diese Maßnahmen gewährleisten die Interoperabilität zwischen den Mitgliedstaaten und beruhen so weit wie möglich auf den einschlägigen europäischen Spezifikationen oder Normen.
4. Die für die Bereitstellung von Notdiensten zuständigen Behörden stellen sicher, dass die Bürger angemessene Informationen über das Vorhandensein und die Verwendung der Notrufnummer 112 sowie deren Barrierefreiheit erhalten, insbesondere durch Initiativen, die speziell an Personen gerichtet sind, die in andere EU-Mitgliedstaaten reisen, und an Endnutzer mit Behinderung.
5. Die betreffenden Parteien fördern den Zugang zu Notdiensten über die Notrufnummer 112 und andere Notrufnummern aus elektronischen Kommunikationsnetzen, die zwar nicht öffentlich zugänglich sind, aber Anrufe in öffentliche Netze ermöglichen, insbesondere dann, wenn das für dieses Netz zuständige Unternehmen keinen einfachen alternativen Zugang zu einem Notdienst bietet.
6. Unbeschadet dieses Artikels unterliegen Notrufe der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 und dem Organgesetz Nr. 3/2018 vom 5. Dezember 2018 über den Schutz personenbezogener Daten und einer Garantie für digitale Rechte sowie deren Durchführungsbestimmungen.

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass wirksames Handeln in einer lebensbedrohlichen Situation von entscheidender Bedeutung ist, und in diesem Fall ist dieses Königliche Dekret das ideale Regulierungsinstrument, um diesen Grundsatz umzusetzen und den Inhalt der derzeit geltenden Vorschriften zu aktualisieren.

Dieser Gesetzesentwurf ist im Jahresgesetzgebungsplan 2022 des Staates enthalten, der mit der Zustimmung des Ministerrates vom 11. Januar 2022 angenommen wurde.

In Bezug auf das Inkrafttreten des Dekrets wird festgelegt, dass es am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt in Kraft tritt. Im Sinne von Artikel 23 des Regierungsgesetzes 50/1997 vom 27. November 1997 ist das sofortige Inkrafttreten mehr als gerechtfertigt, da die Frist vom 21. Dezember 2020 für die Umsetzung des Europäischen Kodex längst abgelaufen ist.


2.3. Rechtsgrundlage und Rang der Verordnung
Dieser Gesetzentwurf hat den Rang eines Königlichen Dekrets und setzt Artikel 74 des Allgemeinen Telekommunikationsgesetzes 11/2022 vom 28. Juni 2022 um. Dieser Bericht über die Auswirkungen der Regulierung (RIAR) beschreibt die Gründe für die Rechtsgrundlage und den Rang der Verordnung.


3) Beschreibung des Prozesses
Dieser Entwurf des Königlichen Dekrets ist eine Initiative des Ministeriums für Wirtschaft und digitale Transformation, das gemäß dem Königlichen Dekret 2/2020 vom 12. Januar 2020 zur Umstrukturierung der Ministerien dafür verantwortlich ist, die Wirtschaftspolitik und Reformen der Regierung zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit, der Telekommunikation und der Informationsgesellschaft vorzuschlagen und umzusetzen.
Das Innenministerium hat sich auch an dieser Initiative beteiligt, da es dafür verantwortlich ist, die Regierungspolitik im Bereich der zivilen Sicherheit gemäß dem oben genannten Königlichen Dekret 2/2020 vorzuschlagen und umzusetzen.
Auf der Grundlage der obigen Ausführungen haben sie eine Arbeitsgruppe mit Beteiligung von Mitarbeitern des Ministeriums für Wirtschaft und digitale Transformation und des Innenministeriums, 112 Manager oder Vertreter und Mobilfunkbetreiber eingerichtet, die sich mit Fragen wie den technischen und regulatorischen Auswirkungen der Umsetzung sowohl der AML-Anlage (Advanced Mobile Location) in 112-Anrufe als auch der öffentlichen Alarmsysteme für Katastrophen oder Notfälle über nummernbasierte Kommunikationsdienste oder andere elektronische Kommunikationskanäle befasst hat.
a) Öffentliche Konsultation: Gemäß Artikel 133 Absatz 1 des Gesetzes 39/2015 vom 1. Oktober 2015 über gemeinsame Verwaltungsverfahren in der öffentlichen Verwaltung und Artikel 26 des Regierungsgesetzes 50/1997 vom 27. November 1997 wurde dieser Entwurf des Königlichen Dekrets durch Veröffentlichung auf der Website des Ministeriums für Wirtschaft und digitale Transformation vom 4. Februar 2020 bis 2. März 2020 für den öffentlichen Konsultationsprozess vorgelegt.

Telefónica, die spanische Vereinigung für Digitalisierung [DigitalES] und die spanischen Vereinigung der Familien von Gehörlosen [FIAPAS] haben Rückmeldungen zu dem Prozess gegeben. Auch die Rückmeldung einer Einzelperson ist eingegangen.

b) Öffentliche Information oder Anhörung:

Ebenso wurde der Text gemäß Artikel 133 des Gesetzes 39/2015 vom 1. Oktober 2015 über gemeinsame Verwaltungsverfahren in der öffentlichen Verwaltung und Artikel 26 des Regierungsgesetzes 50/1997 vom 27. November 1997 auch für das öffentliche Informations- und Anhörungsverfahren vorgelegt, um von Einzelpersonen zu hören und zusätzliche Beiträge einzuholen.

c) Gesammelte Berichte:

1. Staatlicher Juristischer Dienst
2. CNMC
3. Bericht des Büros für Regulierungsqualität und -koordination des Ministeriums für Präsidentschaft, parlamentarische Beziehungen und demokratisches Erbe

d) Folgende Berichte sind zu sammeln:

a. Allgemeines Technisches Sekretariat des Ministeriums für Wirtschaft und digitale Transformation und des Generaltechnischen Sekretariats des Innenministeriums
b. Allgemeines Technisches Sekretariat des Innenministeriums
c. Nationale Datenschutzbehörde
d. Staatsrat und Nationaler Behindertenrat

Schließlich muss die Stellungnahme des Staatsrates eingeholt werden.

III. EINHALTUNG DER VERFASSUNGSMÄSSIGEN ZUSTÄNDIGKEITSVERTEILUNG
Dieses Königliche Dekret wird aufgrund der in Artikel 149 Absatz 1 Nr. 21 und 29 der spanischen Verfassung verliehenen Befugnisse erlassen, die dem Staat ausschließliche Befugnisse in Fragen der Telekommunikation und der öffentlichen Sicherheit einräumen.
Wie bereits erwähnt, werden die Europäische Richtlinie zur Festlegung des europäischen Kodex für die elektronische Kommunikation und die einheitliche europäische Notrufnummer mit ihren wichtigsten Änderungen in Bezug auf die AML-Anlage und den gleichberechtigten Zugang zu Notrufdiensten für Endnutzer mit Behinderung über Notrufe und das allgemeine Telekommunikationsgesetz 11/2022 vom 28. Juni 2022 gemäß seiner dritten endgültigen Bestimmung im Rahmen der ausschließlichen Befugnisse des Staates in Telekommunikationsfragen erlassen, die in Artikel 149 Absatz 1 Nr. 21 der Verfassung verankert sind. Darüber hinaus werden die Bestimmungen des Gesetzes zur Wahrung der Einheit des Marktes im Telekommunikationssektor gemäß Artikel 149 Absatz 1 Nr. 1 der Verfassung, der Regelung der Grundvoraussetzungen zur Gewährleistung der Gleichheit aller Spanier bei der Ausübung ihrer Rechte und der verfassungsmäßigen Pflichten und des Artikels 149 Absatz 1 Nr. 13 der Verfassung über die Grundregeln und die Koordinierung der allgemeinen Wirtschaftsplanung erlassen. Schließlich werden die Bestimmungen des Titels VIII gemäß Artikel 149 Absatz 1 Nummer 14 der Verfassung aufgrund der ausschließlichen Befugnisse des Staates über die allgemeine Staatskasse erlassen.
Auf der Grundlage der Befugnisse gemäß Artikel 149 Absatz 1 Nummer 21 kann der Staat jedoch von den Anbietern nummernbasierter interpersoneller Kommunikationsdienste verlangen, dass sie den Zugang zu Notdiensten über Notrufe an die am besten geeignete Notrufzentrale ermöglichen.

Aufgrund der gleichen Befugnisse kann der Staat festlegen, dass dieser Zugang für Endnutzer mit Behinderung, einschließlich derjenigen, die aus anderen Mitgliedstaaten nach Spanien reisen, gleich und gleichwertig sein muss.

Auf der anderen Seite besteht das vorrangige und letztendliche Ziel dieses Dekrets darin, die Öffentlichkeit zu schützen, d. h. es fällt auch unter die Zuweisung von Befugnissen in Artikel 149 Absatz 1 Nr. 29 der Verfassung, die dem Staat ausschließliche Befugnisse in Fragen der öffentlichen Sicherheit gewähren.

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass der Katastrophenschutz im Rahmen der öffentlichen Sicherheit heute ein wichtiges Ziel der verschiedenen öffentlichen Politiken und einer der öffentlichen Bereiche ist, die den Staat legitimieren, nicht nur auf Notfälle von nationalem Interesse zu reagieren, indem er seine Ressourcen mobilisiert, sondern auch die Koordinierung zwischen den verschiedenen Katastrophenschutzdiensten und -ressourcen durch ein minimales nationales Modell zu gewährleisten und sicherzustellen.

Andererseits üben die Autonomen Gemeinschaften und die lokalen Gebietskörperschaften ihre eigenen Befugnisse in diesem Bereich aus, indem sie ihre Tätigkeiten regeln, eigene Katastrophenschutzdienste einrichten und kompetente Koordinierungsstellen für Notfälle entwickeln, die erhebliche Fortschritte bei der Bewältigung aller Arten von Notfällen und wirksamen kommunalen Katastrophenschutzdiensten erzielen.

So wird mit diesem Königlichen Dekret ein nationales Modell für den Zugang zu Notdiensten mit Hilfe von Notrufen eingeführt, die zweifellos dazu beitragen werden, Leben zu retten.

III. WIRKUNGSANALYSE

a) Wirtschaftliche Auswirkungen (Wettbewerb)
Der Verordnungsentwurf wird aufgrund der neuen Verpflichtung, endgerätebezogene Standortinformationen (AML) kostenlos zu senden, wirtschaftliche Auswirkungen auf Anbieter von nummernbasierten mobilen interpersonellen Kommunikationsdiensten mit Funknetzen haben.
Da dies jedoch eine Verpflichtung zur Erreichung eines sozialen Ziels und die Verbesserung der Sicherheit und des Katastrophenschutzes sowohl für Einzelpersonen als auch für Unternehmen beinhaltet, werden die wirtschaftlichen Auswirkungen auf den Sektor nicht als erheblich angesehen und die immateriellen Vorteile aus der Erfüllung dieser sozialen Funktion für diese und andere Sektoren überwiegen die ersteren.

b) Auswirkungen auf den Haushalt
Dieses Dekret hat keine Auswirkungen auf den Haushalt, da die technischen Dienste der 112-Notrufzentralen bereits AML implementieren und die erforderlichen Erweiterungen durchführen. Ebenso befasst sich das Innenministerium auch mit dem Erhalt von Standortinformationen im Rahmen der laufenden Programme.

c) Auswirkungen auf die Geschlechter
Diese Auswirkungen wurden gemäß Artikel 19 des Organgesetzes 3/2007 vom 22. März 2007 zur wirksamen Gleichstellung der Geschlechter und Artikel 26 Absatz 3 Buchstabe f des Regierungsgesetzes 50/1997 vom 27. November 1997 analysiert.
Dieser Entwurf hat keine geschlechtsspezifischen Auswirkungen, da er keine geschlechtsspezifischen Unterscheidungen beim Zugang zu Dienstleistungen enthält.

d) Auswirkungen auf Kinder und Jugendliche
Dieses Projekt kommt Kindern und Jugendlichen zugute, indem es die Auswirkungen potenzieller Unfälle verringert.

e) Auswirkungen aufgrund von Chancen, Nichtdiskriminierung und universeller Zugänglichkeit für Menschen mit Behinderung
Gemäß der fünften Zusatzbestimmung des Gesetzes 26/2011 vom 1. August 2011 zur Anpassung der Rechtsvorschriften an das Internationale Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderung und dem Königlichen Dekret Nr. 931/2017 vom 27. Oktober 2017 über Berichte über die Analyse der Auswirkungen von Rechtsvorschriften werden die Auswirkungen des Entwurfs auf Chancengleichheit, Nichtdiskriminierung und universelle Zugänglichkeit für Menschen mit Behinderung dieser Gruppe zugutekommen, da sie den gleichberechtigten Zugang zu Notdiensten für diese Gruppe über Notrufe gewährleisten.

f) Auswirkungen auf Familien
Der Inhalt des Verordnungsentwurfs hat keine Auswirkungen auf Familien.

g) Verwaltungsaufwand
Nach der Auslegung des Berichts des Amtes für Qualität und Koordinierung vom 12. Mai 2022 wird davon ausgegangen, dass der Entwurf keine administrativen Belastungen mit sich bringt, die eine Quantifizierung erfordern, sondern Verpflichtungen, die sich aus dem nationalen Recht und dem Gemeinschaftsrecht ergeben.

h)  Auswirkungen des Klimawandels

Nach der Bewertung der Auswirkungen des Klimawandels in Bezug auf die Eindämmung und Anpassung an den Klimawandel wird darauf hingewiesen, dass der Entwurf in dieser Hinsicht keine Auswirkungen hat, da er Notrufe von Einzelpersonen betrifft, die sich nicht auf die Anpassung an den Klimawandel auswirken.



I) Ex-post-Bewertung


Unter Hinweis auf Artikel 28 Absatz 2 des Regierungsgesetzes [Ley del Gobierno] und Artikel 3 des Königlichen Dekrets 286/2017 vom 24. März 2017 über den jährlichen Legislativplan und den jährlichen Bericht über die Bewertung der Rechtsvorschriften des Staates und die Einsetzung des Ausschusses für die Bewertung und Planung der Rechtsvorschriften wird es aufgrund der besonderen Analyse- und Überprüfungsbefugnisse der Europäischen Kommission in diesem Bereich auf dem gesamten Hoheitsgebiet der EU als unnötig erachtet, eine Ex-post-Bewertung oder Einschätzung seiner Ergebnisse vorzunehmen.
Madrid, 24. Juni 2022


ANHANG
	112-Zusammenfassung der Kommentare aus der öffentlichen Anhörung
	JA/NEIN

	DIGITALES
		· Aus dem Königlichen Dekret muss die Verantwortlichkeit für die Kosten des Zugangs zu elektronischen Kommunikationsnetzen für SMS-Nachrichten aus dem AML-System klar hervorgehen.









· Darüber hinaus schlagen wir vor, Anrufe, die zum Zeitpunkt ihrer Tätigung ohne SIM-Karte oder ohne aktivierte SIM-Karte getätigt werden, ausdrücklich von dieser Verpflichtung auszunehmen, da AML-Funktionen unter diesen Bedingungen technisch nicht umgesetzt werden können.

Daher wird der folgende Wortlaut vorgeschlagen:

Artikel 12 Absatz 3: Wenn das mobile Endgeräte kompatibel ist und die Informationen verfügbar sind, leiten die im vorstehenden Absatz genannten Betreiber die Standortinformationen des Mobiltelefons weiter, um die genauesten Informationen zum Anruferstandort zu liefern, mit Ausnahme von Verbindungen, die ohne SIM-Karte oder deren Aktivierung getätigt werden. Die Einhaltung dieser Verpflichtung führt unter keinen Umständen zu einer Verpflichtung der Betreiber, die Kosten zu decken, die sich aus dem vom Innenministerium oder dem Staatssekretariat für Telekommunikation und digitale Infrastruktur durchgeführten Bereitstellungsmechanismus oder -system für diese Informationen ergeben können; diese Kosten werden von den Anbietern des Notrufdienstes 112 gemäß Artikel 9 Absatz 6 dieser Verordnung getragen.“




· In den Begriffsbestimmungen wird vorgeschlagen, „nummernbasierter interpersoneller Kommunikationsdienst“ mit geringfügigen Anpassungen gemäß dem EECC hinzuzufügen.



· Die zweite Zusatzbestimmung: Es wird befürchtet, dass die Regierung einseitig entscheiden kann, welche nummernbasierten interpersonellen Kommunikationsdienste als Notrufe gelten.



In Bezug auf die Kriterien wird darauf hingewiesen, dass in der Entscheidung nur die technische Ausrüstung und die Kapazitäten der 112-Notrufzentralen berücksichtigt werden. In diesem Punkt muss die Position der Betreiber in Bezug auf die Aufnahme dieser Dienste als Notrufe berücksichtigt werden. Zum Beispiel stellen wir fest, dass es technisch unmöglich ist, Notrufkommunikation über den Kurznachrichtendienst (SMS) bereitzustellen, da diese Art von Dienst nicht geeignet ist, das Senden und Empfangen von Kurznachrichten an und von Mobilfunknummern zu unterstützen, die nicht neunstellig sind.

	Dies wird teilweise akzeptiert und in die Artikel teilweise mit weiteren Spezifikationen zum Roaming im Einklang mit den Bemerkungen des CNMC zu einem ähnlichen Thema aufgenommen.





Dies wird akzeptiert und in die Artikel aufgenommen.





Dieser zweite Teil wird abgelehnt, weil das allgemeine Telekommunikationsgesetz gemäß dem EECC nicht vorsieht, dass der Staat diese Kosten übernimmt, und dem Betreiber hierfür eine Verpflichtung auferlegt.






Nein, diese Definition geht über den Anwendungsbereich dieses Dekrets hinaus.






Dies wird in Erwartung des CNMC-Berichts und aller Garantien für die Öffentlichkeitsbeteiligung und Anhörung, die sich aus einer Verordnung ergeben, nicht akzeptiert. Die oben genannten Zwänge müssen daher natürlich berücksichtigt werden.

	AMETIC (Spanische Vereinigung der Unternehmen für Elektronik, IT, Telekommunikation und digitale Inhalte)
	Artikel 2 Absatz 4 streichen: Diese Verantwortung liegt nicht bei den Mobilfunkherstellern in anderen EU-Ländern. Die Technologie ist nicht unfehlbar und ihr Erfolg kann durch die Netzwerkkapazität des Betreibers begrenzt werden, der die SMS-Nachricht mit Standortinformationen übertragen muss. Bei Nichtstreichung wird ein alternative Wortlaut vorgeschlagen, dem zufolge der Betreiber dafür verantwortlich ist, das Notrufzentrum mit netzbasierten und mobilfunkbasierten Standortinformationen zu versorgen, sofern er dazu in der Lage ist und die Informationen verfügbar sind.

	Dies wird nicht akzeptiert. Die Bestimmung wird nun für mehr Genauigkeit und Rechtssicherheit umformuliert, hält aber die Verpflichtung aufrecht, da sie ein Schlüsselelement für die Systemfunktionalität ist.

	CEVE (spanischer Veterinärverband)
	Artikel 5 Absatz 1:
112-Notfalldienst auch für Tiere
	Dies wurde nicht akzeptiert, weil es über den Anwendungsbereich dieses Königlichen Dekrets hinausgeht.

	Francisco Chiara und Vicente Medrano
	
· Das Königliche Dekret betrifft mehrere Gruppen und sollte Folgendes festlegen: Hersteller, Vertreiber von mobilen Endgeräten, Vermittlungszentren und Callcenter.







· Der Artikel muss das technische Spezifikationsdokument ETSI-TS-103-625 anführen, um Normen als Mindestschwelle anzugeben und die künftige Verbindung mit den Nachbarländern zu ermöglichen. Dieser Mangel wird teilweise durch Artikel 2 Absatz 4 behoben, der sich auf die Verantwortung der Betriebssystemhersteller bezieht, aber keine Verpflichtung für Endgeräte, die ab dem angegebenen Zeitpunkt in Verkehr gebracht werden, zur Unterstützung dieser Technologie oder etwaiger Mindestschwellen für technische Normen enthält.

	
Dies wird nicht akzeptiert, da es über den Anwendungsbereich dieser Einreihung hinausgeht, obwohl der Text Verweise auf einige davon enthält.





Dies wird akzeptiert, und der Verweis ist enthalten.



	BASKISCHE REGIERUNG
	· In die Definition von Notrufen sind nicht nur 112-Sprachanrufe einzubeziehen, sondern auch die Mitteilungen über neuere Technologien wie Text, Daten und Video.





· Artikel 12 Absatz 4: Der Text sollte ein zweites Zentrum für dem Empfang und die Verbreitung von Standortinformationen auf der Grundlage des von einer der Autonomen Gemeinschaften betriebenen Terminals vorsehen.



· Der Entwurf sieht 112-Anrufe ohne SIM-Karte oder ohne aktivierte SIM-Karte vor. Dies sollte gestrichen werden, um betrügerische oder böswillige Anrufe zu verhindern (Beschränkung in Belgien und Frankreich).






· Aufnahme eines Verweises auf die europäische PEMEA-Norm, um die Verbindung zwischen Notfall-Apps (DURCHFÜHRUNG DURCH Ministerialverordnung) zu erreichen.
	Dies wird teilweise akzeptiert, da die zweite Zusatzbestimmung ihre Umsetzung und Einbeziehung durch Ministerialverordnung umfasst.


Dies wird nicht akzeptiert, da es den Grundsatz der Wirksamkeit und der Ressourcenoptimierung nicht erfüllen würde.

Dies wird nicht akzeptiert. Im Interesse der Gewährleistung des Dienstes ist es notwendig, die Möglichkeit einer betrügerischen Nutzung in bestimmten Fällen zu tolerieren.


Dies wird nicht akzeptiert (in jedem Fall würde es unter die spätere Umsetzung der Rechtsvorschriften fallen).

	MASMOVIL
	· Artikel 12. Sie schlagen vor, die AML-Verpflichtung für Anrufe, die ohne SIM-Karte oder nicht aktiviert werden, aufzuheben.

· Artikel 12 Absatz 3 ist entsprechend anzupassen.


· Die Verpflichtung der Betreiber, Informationen zum Standort über die AML-Anlage zu übermitteln, darf keine Kosten für die Betreiber mit sich bringen. Die Kosten sollten auf 112-Notdienste entfallen.










· Artikel 13 (Behinderung) Die Einhaltung dieser Verpflichtung hängt vom Endgerät des Nutzers mit Behinderung ab.




· Zweite Zusatzbestimmung: Sie sind besorgt über diese Bestimmung, weil:
· es eine einseitige Entscheidung der Regierung wäre, welche Dienste als Notrufe gelten;
· die Dienste nicht spezifiziert oder definiert sind.

	Akzeptiert.


Akzeptiert.


Dieser zweite Teil wird abgelehnt, weil das allgemeine Telekommunikationsgesetz gemäß dem EECC nicht vorsieht, dass der Staat diese Kosten übernimmt, und dem Betreiber hierfür eine Verpflichtung auferlegt.





Dies wird nicht akzeptiert: 74 Absatz 3 des allgemeinen Telekommunikationsgesetzes verlangt diese Umsetzung.

Dies wird in Erwartung des CNMC-Berichts und aller Garantien für die Öffentlichkeitsbeteiligung und Anhörung, die sich aus einer Verordnung ergeben, nicht akzeptiert. Die oben genannten Zwänge müssen daher natürlich berücksichtigt werden.

	VODAFONE GmbH
(derzeit der Betreiber, der die Ausschreibung für die zentrale Verwaltung der Mobilfunkdienste im öffentlichen Dienst gewonnen hat, die keine SMS  im Zusammenhang mit der Verwaltung der 112-Notrufe vorsah)
	· Vodafone kann die Verbindungskosten für SMS-Nachrichten, die von anderen Betreibern gesendet werden, nicht decken:
· Der kommerzielle Vertragsrahmen kann nicht einseitig durch eine Regulierungsentscheidung zur Änderung der Verbindungskosten für von den Betreibern gesendete SMS-Nachrichten geändert werden.
· Wenn die Zugangsbetreiber die Verbindungskosten für SMS-Nachrichten im Zusammenhang mit AML nicht abdecken, sollte in dem Text ausdrücklich angegeben werden, dass die 112-Notrufstellen diese Kosten übernehmen.
· Als Alternative zu dieser Situation (SMS-Verwaltung durch AML-Funktionalität, die nicht bei der Ausschreibung erfasst ist) wird vorgeschlagen, die Verbindung von AML-SMS-Nachrichten für einen Zeitraum von vier Jahren nach Annahme des Dekrets den gleichen Bedingungen für jeden SMS-Dienst zu unterwerfen. Nach diesem Zeitraum wäre es für die Nutzer und auch für die Verbindung kostenlos. In der künftigen Ausschreibung für Kommunikationsdienste für den öffentlichen Dienst wird festgelegt, dass Verbindungskosten zwischen Betreibern für AML-SMS-Nachrichten nicht gelten.

	Dies wird nicht akzeptiert, weil das allgemeine Telekommunikationsgesetz in Übereinstimmung mit dem EECC nicht vorsieht, dass der Staat diese Kosten übernimmt, und dem Betreiber hierfür eine Verpflichtung auferlegt.




	ORANGE
	· Das Dekret sollte Betreiber ausdrücklich von der Deckung der Kosten für die Beendigung oder Zustellung von AML-SMS-Nachrichten befreien. Daher schlagen sie alternative Formulierungen für 12 Absatz 3 vor.









· Sie schlagen vor, Nuancen für den EECC in die Definition des nummernbasierten interpersonellen Kommunikationsdienstes aufzunehmen.
	Dies wird nicht akzeptiert, weil das allgemeine Telekommunikationsgesetz in Übereinstimmung mit dem EECC nicht vorsieht, dass der Staat diese Kosten übernimmt, und dem Betreiber hierfür eine Verpflichtung auferlegt.


Dies wird nicht akzeptiert; diese Definition geht über den Anwendungsbereich dieses Dekrets hinaus.

	TELEFONICA
	· Das Ministerium sollte den Kontakt mit allen Herstellern fördern und verlangen, dass in Spanien verkaufte mobile Endgeräte mit AML ausgestattet sind (kann nur vom Hersteller aktiviert werden).



· Es gibt auch „Dumb“-Endgeräte, die technisch in der Lage sind, einen AML-Standort zu senden.





· MVNOs, die über ein eigenes SMS-Center verfügen, müssen die notwendigen Änderungen in ihrer Rechnung vornehmen, damit dies für ihre Kunden kostenlos ist.

· Der Betreiber, der derzeit SMS für den öffentlichen Dienst verwaltet, sollte die Kosten für die Beendigung oder Zustellung nicht an den anderen Betreiber weitergeben.


· Telefónica hat RCS-Technologie entwickelt, die die nichtsprachliche Kommunikation mit Notrufzentren ermöglicht. Es wäre sehr nützlich, PSAPs mit dieser Technologie zu versorgen.


· App zur Barrierefreiheit im gesamten Staatsgebiet: Telefónica hat eine eigene 112-fähige App entwickelt, die für iOS und Android verfügbar ist.
	Dies wird akzeptiert, obwohl sie für die Hersteller von Betriebssystemen gilt und in Artikel 2 Absatz 4 aufgenommen wird.

Es wird ein Zeitraum von 3 Monaten eingeführt, um ein zukünftige Inverkehrbringen von Endgeräten zu vermeiden, die diese Funktionalität nicht unterstützen.

Das ist kein Kommentar, sondern eine Klarstellung.

Dies wird unter den Bedingungen des ähnlichen Kommentars des CNMC akzeptiert.


Dies wird berücksichtigt, da es sehr nützlich ist.



Dies wird berücksichtigt, da es sehr nützlich ist.


	Miguel Li Fdez Fdez
	· Spanien sollte auch Amber-Warnungen sowie andere sofortige Massenwarnungen durchführen, beispielsweise wenn ein bestimmter Standort innerhalb von Minuten evakuiert werden muss, und nicht nur für Wetterwarnungen usw.
	Dieser Kommentar fällt nicht unter dieses Königliche Dekret, sondern unter die PWS.

	CNMC
	· Zusammenfassung der Regulierung aller Notrufnummern in einem einzigen Text und Bewertung dieser Nummer: die Verpflichtung zur kostenlosen Erbringung von Dienstleistungen; freies Routing; und Informationen zum Anruferstandort.








· Artikel 9 Absatz 5 enthält eine Bestimmung über die Befugnis, höchstens einen Zugangspunkt pro Insel einzurichten.


· Weitere Verweise auf die Umsetzung und Funktionalität in die Artikel über AML aufzunehmen, einschließlich eines Verweises auf die delegierte Verordnung 2019/320 der Kommission vom 12. Dezember 2018 über die grundlegenden Anforderungen.


· Bewertung der Auswirkungen der AML auf die Verarbeitung von AML-Standortinformationen, Gewährleistung der Einhaltung der Grundsätze der Zweckbindung, Minimierung der zu verarbeitenden Daten, Vertraulichkeit und der Zeitpunkt, an dem die Standortinformationen dauerhaft gelöscht werden sollten.

· In Bezug auf die Verpflichtung zur Bereitstellung von Standortinformationen während des Roamings wird nicht festgestellt, dass dies für den Anrufer oder den Zugangsbetreiber für diesen Nutzer, der den Roamingvorleistungsdienst empfängt, kostenlos ist. Es wurde empfohlen, die Bestimmungen der vorgeschlagenen Verordnung über das Roaming [Reglamento sobre itinerancia] in Bezug auf unentgeltliche Dienste zu berücksichtigen, sodass der Verordnungsentwurf mit dieser künftigen Verordnung in Einklang steht.



· Der Wortlaut des Dekrets sollte den Inhalt des Dekrets vom 14. Oktober 1999 (Informationsübermittlung) enthalten und ihn in den Aufhebungsbestimmungen des Verordnungsentwurfs ausdrücklich aufheben. Wenn dieses Dekret nicht in den Text aufgenommen wird, ist ausdrücklich darauf hinzuweisen, dass es gilt.


· Darüber hinaus sollte Artikel 12 einen Verweis auf die Rolle des CNMC bei der Bereitstellung der von den Betreibern übermittelten Daten für das Teilnehmerdatenmanagementsystem [SGDA] gemäß Artikel 68 RSU enthalten.


· Einbeziehung der Befugnis des CNMC zur Beilegung von Streitigkeiten zwischen Betreibern und Behörden, die für Notrufzentralen zuständig sind, gemäß dieses Dekrets.



· Der RIAR muss die spanische Datenschutzbehörde als Stelle für die Anforderung des Berichts enthalten.




· Aufnahme der Verpflichtung, dem CNMC die Liste der nationalen Notrufnummern zu übermitteln, damit diese in die GEREK-Notfalldienste-Datenbank E.164 aufgenommen werden können.

	Dies wird teilweise akzeptiert und in die erste Zusatzbestimmung aufgenommen, aber nur für bestimmte Aspekte ihrer Verordnung, nicht etwa für Verpflichtungen zur kostenlosen Erbringung von Dienstleistungen.


Dies wird akzeptiert und in die Artikel aufgenommen.



Der Verweis auf die AML wird an mehreren Stellen in den Artikeln akzeptiert und aufgenommen.


Dies wird akzeptiert und in die Artikel aufgenommen.




Dies wurde in Übereinstimmung mit der oben genannten Verordnung überprüft und in die Artikel aufgenommen.





Dies wird akzeptiert und in die Aufhebungsbestimmung aufgenommen.




Dies wird akzeptiert und in die Artikel aufgenommen.



Diese Befugnisse des CNMC zur Beilegung von Streitigkeiten gelten bereits als gesetzlich garantiert.


Dies wird akzeptiert und in den RIAR aufgenommen.



Dies ist eine interadministrative Mitteilung: Sie fällt nicht unter dieses Dekret.
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